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Zusammenfassend ist festzustellen, daß beim Unfall 
eines Schülers während des Schulbesuchs sowohl An­
sprüche auf Leistungen der Sozialversicherung als auch 
Schadenersatzansprüche gegenüber der Schule entstehen 
können. Soweit Leistungen durch die Sozialversicherung 
gewährt werden, sind diese Leistungen auf einen beste­
henden Schadenersatzanspruch anzurechnen. Dies ergibt 
Sich für Ansprüche nach dem StHG aus § 3 Abs. 3 StHG 
(wonach ein Anspruch gar nicht erst entsteht, wenn der 
Schaden auf andere Weise ersetzt wird) und für zivilrecht­
liche Ansprüche aus dem Grundsatz, daß der Geschädigte 
durch den Schadenersatz so zu stellen ist, als wäre das 
schädigende Ereignis nicht eingetreten (§ 337 Abs. 1 ZGB).

Dr. LUTZ BODEN, wiss. Assistent 
an der Sektion Rechtswissenschaft 
der Karl-Marx-Universität Leipzig

* Vgl. dazu Verfügungen und Mitteilungen des Ministeriums für 
Volksbildung 1977, Nr. 9, Beilage 2, S. XI: Zu einigen Fragen der 
Regulierung von Sadh- und Personenschäden, die Kindern und 
Schülern in Einrichtungen der Volksbildung entstehen.

Zusammenarbeit
mit den Verkehrssicherheitsaktiven

Um eine höhere Wirksamkeit bei der Vorbeugung von 
Verkehrsunfällen zu erreichen, ist die Zusammenarbeit 
mit den gesellschaftlichen Kräften und deren Mitwir­
kung an der Erhöhung der Verkehrssicherheit unentbehr­
lich.

Die Lösung der im Verkehrssicherheits-Programm für 
den Zeitraum bis 1980 gestellten Aufgaben setzt die ak­
tive Mitarbeit besonders der Verkehrssicherheitsaktive, 
der Arbeitsgruppen für Verkehrssicherheit und der Ver­
kehrserziehungszentren voraus. Deshalb ist auch die sach­
kundige Mitwirkung dieser Werktätigen in den Strafver­
fahren notwendig, die wegen Straftaten gegen die Ver­
kehrssicherheit durchgeführt werden.

Das Anliegen dieser Verfahren besteht darin, den Tä­
ter zu einem verkehrsgerechten Verhalten zu erziehen 
und auch die anderen Verkehrsteilnehmer zur Einhaltung 
der entsprechenden gesetzlichen Normen zu bewegen. Die­
sem Anliegen dient deshalb auch die Zusammenarbeit der 
Staatsanwaltschaft und des Gerichts mit den Verkehrs­
sicherheitsaktiven. Um die Anleitung der Verkehrssicher­
heitsaktive wirksam zu gestalten, arbeiten die Justizor­
gane hierbei eng mit der Arbeitsgruppe „Sicherheit im 
Straßenverkehr“ beim Rat der Stadt Rostock, dem Kreis­
vorstand des FDGB und der Verkehrspolizei zusammen. 
Der Kreisvorstand des FDGB führt für die Leiter der 
Verkehrssicherheitsaktive der Stadt Rostock monatlich ein­
mal eine Schulung durch. Im Rahmen dieser Schulungen 
nehmen die Leiter der Verkehrssicherheitsaktive jährlich 
an zwei geeigneten Gerichtsverhandlungen in Verkehrs­
strafsachen teil. Diese Verfahren wertet der Staatsanwalt 
im Anschluß an die Verhandlung mit den Leitern der 
Verkehrssicherheitsaktive aus. Die auf diese Weise gewon­
nenen Erfahrungen und Erkenntnisse vermitteln diese 
dann an die Mitglieder ihrer jeweiligen Kollektive weiter. 
Das wirkt sich nutzbringend auf die Arbeit der Verkehrs­
sicherheitsaktive aus.

Die Staatsanwälte unterstützen die Verkehrssicher­
heitsaktive auch durch Konsultationen zu rechtlichen Fra­
gen sowie zu Problemen der Verkehrssicherheit. Sie halten 
Vorträge in Verkehrsteilnehmerschulungen und leiten die 
Aktive bei der Wahrnehmung ihrer Rechte und Pflichten 
zur Mitwirkung in den Strafverfahren und bei der Reali­
sierung von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit an.

In geeigneten Fällen nehmen besonders sachkundige 
Aktivmitglieder als Beobachter an bestimmten Ermitt­

lungshandlungen (wie z. B. an Rekonstruktionen, Fahr­
versuchen oder an der Feststellung von straftatbegünsti­
genden Umständen) teil. Das geschieht vor allem in den 
Fällen, in denen Kraftfahrer in Ausübung ihrer berufli­
chen Tätigkeit schwere Verkehrsunfälle verursacht haben. 
Wird die Auswertung solcher Verkehrsstrafsachen im Kol­
lektiv unter maßgeblicher Mitwirkung des Verkehrssicher­
heitsaktivs vorgenommen, erreichen wir damit meist eine 
sachkundigere Diskussion und eine kritischere Auseinan­
dersetzung zu den straftatbegünstigenden Umständen im 
Betrieb.

- Angesichts der mit den Verkehrsunfällen verursachten 
schwerwiegenden gesellschaftlichen Folgen einerseits und 
der überwiegend positiven Persönlichkeit der Täter an­
dererseits ist es meistens notwendig und möglich, einen 
gesellschaftlichen Ankläger oder einen gesellschaftlichen 
Verteidiger für die Mitwirkung im Verfahren zu gewin­
nen. In Rostock wirken diese gesellschaftlichen Kräfte in 
der Regel in jedem Strafverfahren mit, das wegen Her­
beiführung eines schweren Verkehrsunfalls gemäß § 196 
StGB durchgeführt wird.

Die Untersuchungsorgane nehmen in diesen Verfahren 
schon vom Beginn der Ermittlungen an darauf Einfluß, 
daß diese Prozeßbeteiligten aus den Verkehrssicherheits­
aktiven gewonnen werden. Sie informieren sich zugleich 
über die zum Unfallereignis bestehende Auffassung des 
Verkehrssicherheitsaktivs. Das Gericht schickt in den ge­
eigneten Verfahren an die Verkehrssicherheitsaktive der 
jeweiligen Betriebe eine Terminsnachricht, damit sie die 
Möglichkeit haben, an der Verhandlung teilzunehmen. 
Durch ihre unmittelbare Beteiligung am Strafverfahren 
werden sie noch besser befähigt, den Verkehrsunfall und 
das ihm zugrunde liegende pflichtwidrige Verhalten im 
Betrieb auszuwerten und erzieherischen Einfluß auf den 
Verurteilten sowie auf andere Verkehrsteilnehmer auszu­
üben.

So wies in einem Fall der Vorsitzende eines Verkehrs­
sicherheitsaktivs, der als Kollektivvertreter benannt wor­
den war, u. a. auf den Zusammenhang zwischen den fahr­
praktischen Unsicherheiten des Angeklagten und der Ent­
stehung des Unfalls hin. Gleichzeitig erklärte er, daß das 
Verkehrssicherheitsaktiv den Angeklagten in die verkehrs­
erzieherische Arbeit einbeziehen wird und deshalb vorge­
sehen hat, dem Angeklagten vor Rückerlangung seiner 
Fahrerlaubnis auf dem Übungsplatz bessere Fahrfertdg- 
keiten zu vermitteln.

Die Stellungnahmen der Kollektivvertreter aus den 
Verkehrssicherheitsaktiven in den Strafverfahren beruhen 
auf spezieller Sachkunde, auf Kenntnissen über die Per­
sönlichkeit des Rechtsverletzers sowie den Erfahrungen 
aus — im Verfahren möglicherweise bedeutsamen — Be­
sonderheiten in einzelnen Produktions- bzw. Transport­
bereichen.

Die vorzeitige Rückgabe der Fahrerlaubnis gemäß § 54 
Abs. 3 StGB hat sich bei der Verwirklichung der Maßnah­
men strafrechtlicher Verantwortlichkeit als ein stimulie­
rendes Mittel für die wirksame Erziehung des Verurteil­
ten bewährt. Wird über den Antrag auf Verkürzung der 
Dauer des Fahrerlaubnisentzugs entschieden, kommt es 
auch auf die Stellungnahme des betrieblichen Verkehrs- 
sdcherheitsaktivs zu dieser Frage an. Wenn sie nicht schon 
in der entsprechenden Anregung des Arbeitskollektivs 
enthalten ist, fordert das Gericht vor seiner Entscheidung 
diese Stellungnahme des Verkehrssicherheitsaktivs aus­
drücklich an.

So stellte ein Verurteilter, dem die Fahrerlaubnis wegen 
Verkehrsgefährdung durch Trunkenheit für 18 Monate 
entzogen worden war, nach 10 Monaten den Antrag auf 
vorzeitige Rückgabe der Fahrerlaubnis. Aus der Stellung­
nahme des Verkehrssicherheitsaktivs ging u. a. hervor, 
daß sich der Verurteilte nicht um die Teilnahme an der 
Kraftfahrerschulung bemüht hatte. Das Aktiv, das an­
läßlich der vom Gericht geforderten Stellungnahme eine


